
Der Rechtsschutzbeauf-
tragte (RSB) beim 
Bundesminister für In-

neres ist gemäß § 91a Abs. 1 
Sicherheitspolizeigesetz 
(SPG) zur Wahrnehmung 
des besonderen Rechts-
schutzes im Ermittlungs-
dienst der Sicherheitsbehör-
den berufen. Dieser „beson-
dere Rechtsschutz“ umfasst 
die Überprüfung verschiede-
ner in § 91c SPG aufgezähl-
ten Ermittlungsmaßnahmen.  

Das Polizeiliche Staats-
schutzgesetz (PStSG) über-
trug dem RSB (und teilwei-
se dem Rechtsschutzsenat) 
auch den besonderen Rechts-
schutz über die Aufgaben 
der Verfassungsschutz-
behörden. Mit 1. Dezember 
2021 wurde das PStSG in 
„Staatsschutz- und Nach-
richtendienstgesetz“ (SNG) 
umbenannt und damit insbe-
sondere die Struktur der 
Verfassungsschutzbehörden 
wesentlich geändert.  

Die Gemeinsamkeit aller 
der Kontrolle des RSB und 
des Rechtsschutzsenats un-
terliegenden Maßnahmen 
liegt darin, dass sie den Be-
troffenen typischerweise – 
zumindest zunächst – nicht 
bekannt sind, weshalb sie 
selbst kein Rechtsmittel da-
gegen erheben können. Die-
se Rechtsschutzlücke soll 
die unabhängige Kontrolle 
des RSB (bzw. des Senats) 
bestmöglich kompensieren. 

 
Unterschiedliche Kon-

trollmechanismen. Je nach-
dem, um welche Ermitt-
lungsmaßnahmen es sich 
handelt, treffen die Polizei 
bzw. die Verfassungsschutz-
behörden unterschiedliche 
Meldeverpflichtungen. Bei 
Maßnahmen nach dem SPG 
ist dem RSB entweder die 
jeweilige Maßnahme nach-

träglich zu melden oder die 
Gelegenheit zu einer Vor-
weg-Stellungnahme zu ge-
ben. Ermittlungsmaßnahmen 
nach dem SNG dürfen die 
Verfassungsschutzbehörden 
erst mit Ermächtigung des 
RSB (bzw. des Senats) be-
ginnen. Es gibt somit gewis-
sermaßen drei Intensitätsstu-
fen der Kontrolle – die nach-
prüfende Kontrolle nach 
dem SPG, die „Vorweg-
Stellungnahme“ nach dem 
SPG bzw. dem Grenzkon-
trollgesetz (GrekoG) und die 
„Vorab-Ermächtigung“ nach 
dem SNG. 

 
Nachprüfende Kontrolle 

(SPG). Über Ermittlungs-
maßnahmen, die in diese 
Meldekategorie fallen, ha-
ben die Sicherheitsbehörden 
dem RSB nach deren Durch-
führung zu berichten. Dabei 
handelt es sich etwa um die 

punktuelle Ermittlung von 
Daten eines Anrufers oder 
des Benutzers einer IP-
Adresse, die Ermittlung von 
Standortdaten (eines Mobil-
telefons), Observationen 
(mit oder ohne unterstützen-
den Peilereinsatz), verdeckte 
Ermittlungen und den ver-
deckten Einsatz von Bild- 
und Tonaufzeichnungsgerä-
ten. Der RSB prüft diese 
Maßnahmen auf ihre Recht-
mäßigkeit. Kommt er zu 
dem Ergebnis, dass Rechte 
Betroffener verletzt worden 
sind, ist er verpflichtet, sie 
über die Ermittlungen zu in-
formieren und, wenn dies 
nicht möglich ist, Beschwer-
de bei der Datenschutzbe-
hörde zu erheben.  

 
Vorweg-Stellungnahme 

(SPG, GrekoG). Bevor öf-
fentlich angekündigte Vi-
deoüberwachungen (von 

Kriminalitätsschwerpunkten 
oder zum Schutz besonderer 
Objekte aufgrund völker-
rechtlicher Verpflichtungen) 
nach dem SPG oder Über-
wachungsanlagen an Grenz -
übergangsstellen nach dem 
GrekoG eingerichtet wer-
den, ist dem RSB spätestens 
drei Tage vor Beginn der Er-
mittlungen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 
Der Einsatz darf erst nach 
Ablauf dieser Frist oder bei 
Vorliegen einer entsprechen-
den Äußerung des RSB er-
folgen. 

 
Vorab-Ermächtigung 

(SNG). Das SNG setzt schon 
vor einem konkret zu be-
fürchtenden gefährlichen 
Angriff an und schafft die 
Rechtsgrundlage zur Beob-
achtung von potenziell ge-
fährlichen Gruppierungen 
oder Einzelpersonen. Dem-
entsprechend gesteigert ist 
auch die Kontrolle durch 
den RSB (bzw. den Senat). 
Sowohl die Aufgabenerfül-
lung an sich im Rahmen ei-
ner erweiterten Gefahrener-
forschung gegen Gruppie-
rungen (kurz „erweiterte Ge-
fahrenerforschung“) oder 
des vorbeugenden Schutzes 
vor verfassungsgefährden-
den Angriffen durch eine 
Einzelperson (kurz „vorbeu-
gender Schutz“), als auch 
die Inanspruchnahme kon-
kreter Befugnisse darf erst 
nach der Erteilung einer Er-
mächtigung durch den RSB 
(bzw. den Senat) begonnen 
werden (sogenannte Basis- 
bzw. Befugnisermächtigun-
gen). Für die Ausübung ge-
wisser Befugnisse ist die 
Vorab-Ermächtigung des 
Senats notwendig, der aus 
dem RSB und zwei seiner 
Stellvertreter zusammenge-
setzt ist.  
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      R E C H T S S C H U T Z B E A U F T R A G T E R

Rechtsschutz und Kontrolle  
 
Ein Überblick über die Tätigkeiten des Rechtsschutzbeauftragten und des Rechtsschutzsenats beim 

Bundesminister für Inneres im Jahr 2021.

Handypeilungen: Der Rechtsschutzbeauftragte prüft, ob die 
Ermittlungen von Standortdaten Rechtmäßigkeit sind. 



SPG-Meldungen. 2021 er-
reichten den RSB – in der 
Regel jeweils einmal pro 
Woche gesammelt über die 
Abteilung II/1 des BMI – 
1.331 Meldungen nach dem 
SPG (bzw. GrekoG). Der 
überwiegende Teil (1.324 
Meldungen, 99,5 Prozent) 
betraf Ermittlungshandlun-
gen, die der RSB einer nach-
prüfenden Kontrolle zu un-
terziehen hatte.  

Zu Ermittlungshandlun-
gen, die dem RSB vorweg 
zur Stellungnahme vorzule-
gen sind, wurden lediglich 
sieben Meldungen erstattet 
(0,5 Prozent). Von diesen 
sieben Meldungen betrafen 
zwei die Inbetriebnahme 
bzw. die Erweiterung einer 
öffentlich angekündigten Vi-
deoüberwachung nach § 54 
Abs. 6 SPG. Fünfmal wurde 
der Einsatz von Bildauf-
zeichnungsgeräten im Be-
reich von Grenzübergangs-
stellen nach § 12 Abs. 2 
GrekoG vorweg gemeldet.  

 
Handypeilungen. Die 

1.324 Meldungen, die dem 
RSB zur nachprüfenden 
Kontrolle vorgelegt wurden, 
berichteten von verschiede-
nen Ermittlungen. 75 Pro-
zent davon betrafen die Er-
mittlung von Standortdaten: 
Ist auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen, dass 
eine gegenwärtige Gefahr 
für das Leben, die Gesund-
heit oder die Freiheit eines 
Menschen besteht, kann die 
Polizei von Telekomunter-
nehmen Auskunft über den 
Standort des Mobiltelefons 
des Gefährders, des Gefähr-
deten sowie dessen Begleiter 
verlangen. Die gegenwärtige 
Gefahr, die zu einer solchen 
Standortfeststellung Anlass 
gab, war in 53 Prozent der 
Fälle ein befürchteter Suizid. 
In 25 Prozent der Fälle wur-
den Personen aufgrund einer 
Unfallbefürchtung gepeilt. 
Dabei handelte es sich um 
Befürchtungen von medizi-
nischen Notlagen (großteils 
von Patienten mit psychi-

schen Beeinträchtigungen), 
von Alpin- und Freizei-
tunfällen, von alkohol- oder 
drogenbedingten Notlagen 
sowie von Verkehrsunfällen. 
Verbrechensbefürchtungen 
und nicht eindeutig zuorden-
bare Gefahren führten eben-
falls zu Standortfeststellun-
gen. Ohne gesetzlich dazu 
verpflichtet zu sein, teilen 
die Sicherheitsbehörden dem 
RSB in den meisten Fällen 
auch das Ergebnis der er-
folgten Standortfeststellung 
mit. In etwas weniger als ei-
nem Viertel der Fälle trug 
die Standortfeststellung zu-
mindest dazu bei, dass die 
unter besorgniserregenden 
Umständen abgängige Per-
son aufgefunden werden 
konnte.  

 
Observationen. 2021 wur-

den dem RSB 138 Observa-
tionen gemeldet, was 10 
Prozent der Gesamtmeldun-
gen entspricht und damit 
(nach dem schlichten Ein-
satz von Bild- und Tonauf-
zeichnungsgeräten) die dritt -
häufigste Meldekonstellati-
on darstellt. Die Ermittlung 
personenbezogener Daten 
durch Beobachten ist zuläs-
sig zur Verhinderung einer 
geplanten strafbaren Hand-
lung noch während ihrer 
Vorbereitung sowie – wenn 
dies anders nicht oder nur 
sehr schwer möglich wäre – 
zur Abwehr gefährlicher 
Angriffe oder krimineller 
Verbindungen. Zweck der 
dem RSB 2021 gemeldeten 
Observationen war wie auch 
bisher vor allem die Ab-
wehr professioneller Dieb-
stähle (insbesondere Ta-
schen- und Einbruchsdieb-
stähle). Aber auch zur 
Bekämpfung von Suchtmit-
telkriminalität wurden Ob-
servationen eingesetzt. Zur 
Unterstützung dürfen die Si-
cherheitsbehörden – wenn 
dies erforderlich ist – auch 
Peilsender einsetzen, die 
meist an Kfz montiert wer-
den. 2021 kam es zu 60 Pei-
lereinsätzen.  
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PStSG-/SNG-Meldungen. 
Mit 1. Dezember 2021 wur-
de das PStSG in „Staats-
schutz- und Nachrichten-
dienstgesetz – SNG“ umbe-
nannt und inhaltlich wesent-
lich geändert. Für den RSB 
bedeutete die Reform, dass 
nun sämtliche Ermächtigun-
gen sowohl des RSB als 
auch des Senats zu begrün-
den sind.  

Die wichtigste Tätigkeit, 
die das SNG dem RSB über-
trägt, besteht in der durch 
Vorab-Ermächtigung aus-
zuübenden Kontrolle der 
von den Verfassungsschutz-
behörden (Direktion Staats-
schutz und Nachrichten-
dienst (DSN) und die für 
Staatsschutz zuständigen Or-
ganisationseinheiten der 
neun Landespolizeidirektio-
nen (bis 30. November 2021 
das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT) und 
die neun Landesämter für 
Verfassungsschutz)) geplan-
ten Aufgabenerfüllungen 
und Befugnisausübung: Be-
absichtigen die Verfassungs-
schutzbehörden die Durch-
führung einer erweiterten 
Gefahrenerforschung oder 
von Maßnahmen zum vor-
beugenden Schutz, so dürfen 
sie ihr Vorhaben nur umset-
zen, wenn der RSB dazu im 
Vorhinein eine sogenannte 
Basisermächtigung erteilt 
hat. 

Zur Erfüllung dieser bei-
den Aufgaben erlaubt das 
SNG den Einsatz einer Rei-
he von Ermittlungsmaßnah-
men (Befugnisse). Wichtig 
ist, dass die Verfassungs-
schutzbehörden – zusätzlich 
zur genannten Basisermäch-
tigung – auch für den Ein-
satz jeder dieser Ermitt-
lungsmaßnahmen eine vor-
ausgehende Befugniser-
mächtigung durch den RSB 
bzw. den Senat benötigen. 
Die vom SNG vorgesehenen 
Ermittlungsmaßnahmen 
sind insbesondere die Ob-
servation, die verdeckte Er-
mittlung (eventuell durch 

Einsatz einer Vertrauensper-
son), der verdeckte Einsatz 
von Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräten sowie die Ein-
holung bestimmter Aus-
künfte von Telekombetrei-
bern oder Transportdienst-
leistern. Einer Vorab-Er-
mächtigung durch den Senat 
unterliegen der Einsatz einer 
Vertrauensperson sowie die 
Einholung be-stimmter Ver-
kehrs-, Zugangs- und Stan-
dortdaten von Betreibern öf-
fentlicher Telekommunika-
tionsdienste und sonstigen 
Diensteanbietern.  

Den RSB erreichten 2021 
– über einen verschlüsselten 

E-Mail-Kanal – 280 Mel-
dungen aufgrund des PStSG 
bzw. SNG. Davon bezogen 
sich 104 auf die erweiterte 
Gefahrenerforschung und 
176 auf den vorbeugenden 
Schutz.  

Mit 41 Erstmeldungen 
suchten die Verfassungs-
schutzbehörden um die Ge-
nehmigung neuer Überwa-
chungsmaßnahmen an.  

99 Fortsetzungsmeldun-
gen betrafen die Verlänge-
rung einer bereits bestehen-
den Basisermächtigung des 
RSB.  

In 34 Zwischenmeldun-
gen begehrten die Verfas-

sungsschutzbehörden inner-
halb einer bereits bestehen-
den Ermächtigung die Er-
mächtigung für eine zusätz-
liche Ermittlungsmaßnahme. 
In 40 Meldungen berichteten 
die Verfassungsschutzbehör-
den über den Abschluss der 
Ermittlungen und in 66 Mel-
dungen – meist ein Jahr 
nach der erstatteten Ab-
schlussmeldung – über den 
weiteren Umgang mit den 
Daten und/oder mit der Ver-
pflichtung zur Information 
des Betroffenen einer abge-
schlossenen Aufgabe.  

 
Ermächtigungspraxis. 

Vorweg ist festzuhalten, 
dass die 2021 erstatteten Er-
suchen durchwegs so gut be-
gründet waren, dass sie vom 
RSB allesamt positiv erle-
digt werden konnten. Bei 
der erstmaligen Erteilung ei-
ner Basisermächtigung wur-
de die Maximaldauer von 
sechs Monaten für eine er-
weiterte Gefahrenerfor-
schung lediglich ein einziges 
Mal gewährt.  

Für fortgesetzte erweiter-
te Gefahrenerforschungen 
wurden dagegen Ermächti-
gungen ganz überwiegend 
für die vollen sechs Monate 
und für den Rest immer für 
mehr als drei Monate erteilt.  

 
Die Praxis zum vorbeu-

genden Schutz zeigt sich da-
gegen, was die Dauer der 
erteilten Ermächtigungen 
anlangt, deutlich restrikti-
ver: Erst- und Fortsetzungs-
ermächtigungen erstreckten 
sich hier mehrheitlich auf 
eine Dauer von mehr als 
drei, aber weniger als sechs 
Monaten.  

In der ganz überwiegen-
den Mehrheit der Ersuchen 
hat der RSB die Ermächti-
gung für alle gewünschten 
Befugnisse uneingeschränkt 
erteilt. Lediglich zu drei 
Meldungen verweigerte der 
RSB teilweise die Ermächti-
gung von einzelnen Befug-
nissen. 

Claudia Braunsteiner
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Unabhängig und   
weisungsfrei   

Der Rechtsschutzbeauf-
tragte (RSB) beim Bundes-
minister für Inneres und 
seine Stellvertreter sind bei 
der Besorgung ihrer Aufga-
ben unabhängig und wei-
sungsfrei. Um die Unab-
hängigkeit zu gewährleis -
ten, sind strenge Ernen-
nungserfordernisse, weit-
reichende Ausschlussgrün-
de und ein qualifiziertes 
Bestellungsverfahren vor-
gesehen. Mit der Ein-
führung des SNG erfolgte 
eine Aufstockung des 
RSB-Teams um zwei wei-

tere Stellvertreter. Seit 1. 
Juli 2021 ist Generalproku-
rator i. R. Prof. Dr. Ernst 
Eugen Fabrizy mit der 
Funktion des RSB betraut. 
Als StellvertreterInnen wir-
ken Dr. Beate Stolzlechner-
Hanifle, Erster Generalan-
walt i. R. Dr. Wilfried 
Seidl, Univ.-Prof. i. R. Dr. 
Ursula Medigovic, ao. 
Univ.-Prof. Dr. Lamiss 
Khakzadeh und Assoz. 
Prof. Mag. Dr. Farsam 
Salimi. Der in bestimmten 
Fällen gesetzlich vorgese-
hene Rechtsschutzsenat 
wird durch den RSB und 
zwei seiner Stellvertreter -
Innen gebildet.

R E C H T S S C H U T Z B E A U F T R A G T E R  

SC Mathias Vogl, RSB-Team: Lamiss Khakzadeh, Wilfried 
Seidl, Ursula Medigovic, Ernst Eugen Fabrizy, Farsam Salimi.


